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"Streetworker"-Fragen an den Bürgermeister / GFL-Vorstand:

"Genehmigung des Kraftwerkes

bescheinigt nur Rechtszulässigkeit"
Lünen. (-nz) Die Genehmi­

gung des Trianel-Kraft­
werksbaus in Lünen besage
keineswegs, dass der Bau
der Anlage kommunalpoli­
tisch sinnvoll oder gar un­
schädlich für Umwelt und
Gesundheit sei. Sie beschei­

nige, so die GFL-Sprecher
Hofnagel und Laarmann,
"die Rechtszulässigkeit".

In der Debatte über die Schad­
stoffbelastung, die vom neu­
en Kraftwerk ausgehe, bemü­
hen die Spitzen der Wählerge­
meinschaft nun auch den Prä­
sidenten der Deutschen
Gesellschaft für Pneumologie

und Beatmungsmedizin,
Prof. Dr. Helmut Teschler,
von der Ruhrlandklinik in Es­
sen. Der sage nämlich bei­
spielsweise, dass es "aus medi­
zinischer Sicht keine irrele­
vanten Zusatzbelastungen
durch Schadstoffe" gebe. Ge­
rade in Regionen, in denen
Grenzwerte bereits erreicht
oder gar überschritten seien,
"ist jede Zusatzbelastung aus
medizinischer Sicht rele­
vant". Dies treffe, so die GFL,
auf Lünen uneingeschränkt
zu. Die Wählergemeinschaft
werde jedenfalls die geplante
Klage von BUND und Bürger­
initiative gegen das Kraft-

werksprojekt unterstützen.
In einem Schreiben an Bür­

germeister Stodollick haben
sich die GFL-Jugendpolitiker
Folchmann.und Manns darü­
ber beklagt, dass ihre Arbeits­
gruppe von der Verwaltungs­
leitung bisher keine Erlaubnis
erhalten habe, mit den Street­
workern vor Ort zu sprechen.
Die GFL fordere daher eine
solche Gesprächsmöglichkeit
ein. In der Zwischenzeit solle
der Bürgermeister einen Fra­
genkatalog zur. praktischen
Arbeit, zu Maßnahmen und
Erfolgen und zu den Einsatz­
orten und "möglichkeiten der
Streeworker beantworten.


